
Wenn 1M Rahmen solcher Andachten die Pönitenten eın PeCI- XII
sönliches Sündenbekenntnis abgelegt haben, oll jeder einzelne Was die häufige der „Andachtsbeichte“ betriflt, werden die
VO Beichtvater, den aufsucht, einzeln die Lossprechung er- Priester daraut achten, diese den Gläubigen nıcht abzuraten.halten. Wenn ber ıne Generalabsolution erteilt werden soll,

mu(ß diese immer nach dem besonderen Rıtus erteilt WeI-
Im Gegenteıl, s1e sollen dieselbe empfehlen der re1l-
chen Früchte tür das christliche Leben (vgl Mystıicı Corporis,den, der VO  3 der Kongregatıon für den Gottesdienst VOL- AAS 93 1943, 235) und sıch ımmer bereit zeıgen, diese eNnNt-geschrieben 1St. Bıs ZU Inkrafttreten dieses Rıtus oll

die Pluralform der derzeitigen sakramentalen Absolutions- gegenzunehmen, sooft S1e VO:  3 den Gläubigen 1n vernünftiger
VWeıse darum ANSCHANSCH werden. Auf jeden Fall 1Sttormel gebraucht werden. Diese Bußandacht oll vollständig vermeıden, daß die persönliche Beichte NUr dem Bekenntnisseıin VO:  } der Feier des Meßopfers. VO:  - schweren Sünden vorbehalten bleibt: enn 1es wuüurde die
Gläubigen des großen Segens der Beichte berauben und dem

XI Ruf jener schaden, die einzeln Zur Beichte geben.
XIIlVWer den Gläubigen tatsächlich ZU Ärgern1s gereicht, kann ‚War

MIt den anderen die Generalabsolution empfangen,
WEeNnNn aufrichtig Reue zeıgt un!: ernstlich entschlossen 1St, das Dıie sakramentalen Generalabsolutionen, die hne Einhaltung

der obengenannten Vorschriften erteılt werden, mussen als eınÄrgern1s beseitigen; die heilige Kommunion ber oll 1Ur schwerer Mißbrauch beurteilt werden. Alle Seelenhirten sollenempfangen, nachdem entsprechend dem Urteil des Beicht-
Vaters, den vorher persönlich aufsuchen soll, das Ärgern1s

diese mMi1t Nachdruck abstellen eingedenk ıhrer eigenen Ver-

behoben hat antwortun für das ohl der Seelen und die Würde des Bufßß-
sakramentes.

Was die Lossprechung VO'  - reservierten Zensuren betrifit, sol- Papst Paul VI hat diese Rıichtlinien 1n der Audienz, die dem
len dıe Richtlinien des geltenden Rechtes eingehalten werden, unterzeichneten Kardinal der Kongregation tür die Glaubens-
indem INa  - die Zeıt für den Rekurs VO  $ der nächsten persön- lehre Junı 1972 gewährt hat, in besonderer Weıse
lichen Beichte aAb berechnet. approbiert und iıhre Veröffentlichung angeordnet.

Vorschläge ZUTL Reform der Eigentumspolitik
Am Junı ayurde D“O: 7Z7dK folgende, D“O: Beirat für VOT Inflatiıon und insbesondere die weıittragenden Probleme des
politische Fragen ausgearbeitete Erklärung ZUY gegenwärtıgen Bodeneigentums und des Wohnungsbaus hätten untergeordnetgEntwicklung ın der Eigentumspolitik vorgelegt. Anlıegen Bedeutung.
des Dokuments ıst CS; 2Nne doppelte Entwicklung vermeiden,
ın der die Autoren heine Alternative sehen: die Konzentratıi:on
919}  S ımmer mehr Verfügungsgewalt über ımmer mehr Vermögen Meinungsverschiedenheiten ber die Funktionen des

Produktivkapitalsın den Händen wenıger der die sukzessive Umwandlung V“VO.:

Eıgentum Produktionsmuitteln 1ın Kollektivvermögen. Es ayırd
die Befürchtung ausgesprochen, daß dıe Umwandlung ın Kollek- Manche Gruppen halten nıcht für siınnvoll, die unmittelbare,

personenbezogene Beteiligung der Arbeitnehmer Produktiv-tiuvvermögen untier Umständen als die logische Folge der Ver- kapıtal der Wirtschaft anzustreben und dieses Ziel als Kernstümögenskonzentration ın privater Hand erscheinen bönnte. Dıiıe
Hauptforderung ıne solche alsche Alternative ıst dıe des vermögenspolıtischen Programms gelten lassen.

Dıie kritischen FEinwände kommen AUS sehr unterschiedlichenSteigerung personenbezogener vermögenswirksamer Leistungen
seıtens der privaten Wirtschafl und der öffentlichen Hand Da- Motiven und VO'  >; verschiedenen Gruppen. Teıils beruft INa  a sıch

werden e1ine Reihe D“O  - steuerlichen Erleichterungen un Ver- auf Erfahrungen, teıls entspringt die Kritik eıner grundsätz-
änderungen des Gesellschaftlsrechts vorgeschlagen. Wır veröffent- lichen gesellschaftspolitischen Posıtion. Immerhin zeıgen diese
lichen dieses Dokument hıer ebenfalls ım Wortlaut. Auf das Eiınwände, dafß die Vorstellungen nıcht NUr über die VWege, soNn-

Sachproblem werden OLT ın einem der nächsten Hefle noch dern auch über die Ziele der künftigen E1gentums- und Ver-
eıgens zurückkommen. mögenspolitik weIit auseinandergehen.

Praktiker 1n Unternehmer- und Gewerkschaftskreisen machen
Erneut 1St die Eigentums- und Vermögenspolitik Gegenstand geltend, die große Mehrheit der Arbeitnehmer se1 eıner kn
öftentlicher Diskusssion geworden. Diese Auseinandersetzungen mittelbaren Beteiligung Produktivvermögen der Wirtschaft
machen deutlich, da{ß WIr VOTr entscheidenden politischen We1- überhaupt nıcht interessiert. Die damıt verbundene Risıkobe-
chenstellungen t 1Ur 1m Hınblick autf die E1ıgentums- und lastung werde VO  3 den Arbeitnehmern abgelehnt. Sıe wünsch-
Vermögenspolitik, sondern auch 1n bezug auf die Grundord- ten eın ausreichendes, schnell liquidierbares Vermögenspolster.
Nung VO  $ Gesellschaft un Wirtschaft estehen. Es geht VOTLr allem Politisch musse daher hier angesSetzZt werden. Experimente MI1t

diıe Frage desjenıgen Vermögens, das als Privateigentum Direktbeteiligungen se1 N arbeitgebenden der einem
Produktionsmitteln 1n Industrie, Handel und Gewerbe tätıg 1St. anderen Unternehmen se]en gesellschaftspolitisch unerwünscht
Dıe entscheidende Aufgabe ist; dieses Vermögen ordnungspo- der ar bedenklich.
litisch richtig gestalten. Dabei sınd wel Fehlentwicklungen Madfißgebende Vertreter der Wirtschaft halten der Kritik der

vermeıden: einmal, daß dieses Eıgentum mehr und mehr in gegebenen einseıt1gen Verteilung des Produktivvermögens eNTt-
Kollektivvermögen umgewandelt wiırd, auf der anderen Seıte, SCHCH, daß die gesamte Vermögensverteilung 1n uUNseIer olks-daß ausschliefßlich 1n der Verfügungsgewalt eıner relatıv wirtscha keineswegs ungleichmäßiger geworden sel; 1n den Ver-schmalen Schicht bleibt. Jahrzehnten hätten dıe Arbeitnehmer vielmehr einen
Angesichts der Bedeutung Abesec Problems sıeht sıch der Beırat ımmer größeren Anteil Sparkapital und Haus- und
für politische Fragen veranlaßt, 1n der folgenden Stellungnahme Grundbesitz erworben; eine vermögenspolitische Gesamtbe-
ausschließlich autf diese ordnungspolitische Frage einzugehen. trachtung mMuUsse außerdem die Rentenansprüche der Arbeitneh-
Damit will keineswegs den Eindruck erwecken, andere schwer- LLCT berücksichtigen. Demgegenüber se1 der Anteıl des Produk-

tıvvermögens volkswirtschaftlichen Gesamtvermögen stan-wıegende Probleme der vermögenspolitischen Diskussion W 1e
die Harmonisierung der Sparförderung, der Schutz der Sparer dıg zurückgegangen. Es se1 er wohl auch kaum möglıch,
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breite Schichten ennenswertem Umfang privatwirtschaft- Der Beırat für politische Fragen sieht iNe Lösung NUur darin,
lichen Produktivvermögen beteiligen Ganz anders, und WAar die Arbeitnehmer haftenden Eigenkapital der Wirtschaft
VO:  3 grundsätzlichen Sıcht, urteilen Gruppen, die kollek- mehr und mehr beteiligen Das allerdings den Willen
tivyıstısche Modelle der Wirtschafts- un!: Gesellschaftsordnung bei den Arbeitnehmern OTraus, diese Anteile nıcht als ständig
Pr  n Sıe bezweifteln die Notwendigkeit und auch den lıquidierbares Vermögen, sondern als iıhren verantwortlichen
Nutzen Aktionen, die die personenbezoögene Teilhabe Beıtrag der Fınanzıerung volkswirtschaftlicher Investitionen
vieler Produktiveigentum ZU Ziele haben Sıe deuten VeI- anzusehen
mögenspolitische Programme und Maßnahmen u: der
Absicht, für die Strategıe der Systemüberwindung NZU- Vorschläge ZUr Realisierung
seLizen

Die ohn- un: Gewinnanteile sollen Fonds zusammengefafßt Aus diesem Grunde ru der Beırat tür politische Fragen dazu
werden, die (fast) ausschließlich Zur Deckung des allgemeinen auf die vermögenspolitische Diskussion auf C112 Jangfristiges
Bedarftfs dienen sollen Nach Varıante sollen diese Fonds Konzept der direkten Beteiligung der einzelnen Arbeitnehmer
VO  3 der Arbeitnehmerschaft selbst verwaltert werden Der Bezug Produktionskapital bei personaler Verfügbarkeit kon-
ZU einzelnen ol arın ZUuU Ausdruck kommen, daß Zertifi- zentrıieren
kate MIi1Ltt Zinsberechtigung ausgegeben werden Andere Varıan-

Es 1ST. 110e politische Inıtiatıve Z.Ur: Vermögenspolitik erforder-ten sehen C1iNeC Zuteilung des den Beteiligungsfonds aNngeSaM-
melten verfügbaren Kapiıtals auf die einzelnen Arbeitnehmer lich die Weg Zur Verwirklichung dieser Ziele sicherstellt
n1:  * mehr Vor Neben der allgemeinen Sparförderung und neben den eistun-

SsCH nach dem 624-D M-Gesetz 1ST C1H eue Art veErmO$SCNS-
wirksamer Leistungen einzuführen, die die unmittelbare Bete1-

Personenbezogene Teilhabe der Arbeitnehmer am Pro- ligung der Arbeitnehmer mM Zuwachs des Produktivvermögens
duktivvermögen als Ziel gewährleistet Soweıt Tarifabschlüsse nach dem 624-DM-Gesetz

oder Betriebsvereinbarungen solche unmittelbare Beteiligungen
Oftenbar cehen Unternehmer und Gewerkschaftler, die auf iM realisieren, sind autf diese Neue Art vermögenswirksamer
angebliches Desinteresse der Arbeitnehmer Produktions- Leistungen anzurechnen.
mittelbesitz und auf die Gesamtverteilung der Vermögen hın-
WECEISCH, keine dringende Notwendigkeıit, die Verteilung des Be- Erforderlich ı1ST terner, daß die bisherigen Barrıeren, die den

unmittelbaren Zugang Z.U) Produktivkapital erschweren, bald-teiligungskapitals ındern und vermögenspolitisch aktiv
werden Das angebliche Desinteresse der Arbeitnehmer WIr: möglichst abgebaut werden.
N Aazu benutzt, die besondere gesellschaftspolitische Bedeu- Aus diesen Gründen muß das Konzept folgende Bedingungen
tung breit gEeSIrEUTLEN Produktivvermögens herunterzu- erfüllen
spielen Die Arbeitgeber der Wirtschaft und der öffentlichen
Das 1STt kurzsichtig Denn einer$Seıits bleibt die Verteilungspro- Hand werden verpflichtet, vermögenswirksame Leıistungen
blematik bevorzugter Gegenstand der Gesellschafts- und Wırt- gewähren, die Z Erwerb VO':  3 personenbezogenen Anteilen
schaftskritik andererseits hängt das Schicksal der freiheitlichen Produktionsmitteleigentum bestimmt sınd
Ordnung entscheidend auch davon aAb ob die prıyatautonome
Struktur des Privateigentums Produktionsmitteln erhalten Alle unselbständıg Tätıgen siınd diesen zweckgebundenen

Leistungen beteiligenbleibt Erhalten aßt sıch ber NUrL, wenn S1C VO':! vielen IM-
wird Eıne eıtere Ballung des Produktionsmittel- Um Arbeitgebern und Arbeitnehmern die Beteiligung i

eISENTUMS dürfte der Ofentlichkeit wWEeIit her der Auttas- solchen Anlageformen attraktıv machen, sind vorab folgende
SUunNng führen, da{fß das Gemeinwohl bei unvermeidbaren rechtliche Regelungen vorzusehen
Kumulation wirtschaftlicher Verfügungsmacht besser durch ‚-
7zialısıerte Unternehmen gewahrt werde a) Die Erschwerung der Eigenkapitalbildung durch die Doppel-

besteuerung 1ST beseıtigenZwischen der Eigentumskonzentration und der bisherigen Ver-
mögenspolitik esteht C1in Zusammenhang Dıie Spar- Dıie steuerli;  en Vergünstigungen, die für das Angebot von

förderungs- und Vermögensbildungsgesetze haben die Geldver- Aktien des arbeitgebenden Unternehmens ıN Betriebsangehörige
mögensbildung (Sparguthaben und Bausparguthaben, testver- gelten, SIN auch dann gewähren, wenn das Unternehmen
zıinsliche Wertpapiere und Lebensversicherungen) großem Aktien anderer Unternehmen anbietet
Umfang ausgeweltet Das führte neben anderen Gründen C) die gesellschaftsrechtlichen Möglichkeiten, daß sıch Arbeit-

Vermehrung des Fremdkapitals der Wirtschaft Die nehmer Nicht-Aktiengesellschaften beteiligen, ImMussen VeIr-
Eigenkapitalversorgung der Unternehmen B1INS entsprechend bessert werden.zurück Durch Anteiıle In Fremdkapital ber ßr siıch die Pro-
blematik des Eıgentums Produktionsmitteln nN1:  cht lösen Es sınd Beteiligungsgesellschaften erri  ten, die auch die

Kapitalbeteiligung n Personalunternehmen insbesondere
Dieses Problem wiırd noch verschärft, wenn Zukunft nıcht mittelständischen Bereich ermöglichendiıe personenbezogene Beteiligung Produktionsvermögen BC-
Öördert wırd sondern Vermögenswerte zentralisierende Fonds e) In den nach dem Sparprämilengesetz begünstigten Anlage-
verlagert werden Da beabsichtigt 1ST, diese ZUTr Deckung des katalog siınd auch Darlehen der Arbeitnehmer das arbeit-
allgemeinen Bedarts el  Nn, WIL der Bereich des T1Vat- gebende Unternehmen auIzunehmen, SOWEeIT die entsprechen-
ufonomen Eıgentums l Produktionsmitteln ausgehöhlt den Verträge ohne Umwandlung Beteiligungsrechte vorsehen

Fuür die längerfristige Anlage VO:  - Beteiligungskapital 1ST
Kollektive Fonds ohne personenbezogenes Eıgentum stärken Arbeitnehmern ine Sonderprämie 111 Rahmen der Sparpräa-nıcht die Posıtion des einzelnen Arbeitnehmers, weıten die acht mienregelung gewähren.Verwaltungen U$S und dienen der Umfunktionierung

freiheitlichen Wirtschaft Die Gefahr muß abgewendet Das vorliegende Konzept oll Beitrag dazu leisten, daß
1Ne breite Schicht der Arbeitnehmer ı Zukunft die Unterneh-werden, da{fß die Zielsetzung der Eıgentums- und Vermögens-

politik verfälscht wird Diese Zielsetzung lautet unverändert inen der Wirtschaft verantwortlich mittragt. Nur wenn das
dıe wirtschaftliche und soziale Posıition des Bürgers, insbeson- Eigentum den Produktionsmitteln breite IST, vermag
dere des Arbeitnehmers, stärken und damıt die marktwirt- die Freiheit und Leistungsfähigkeit der Marktwirtschaft und
schaftliche Ordnung gesellschaftspolitisch funktionsfähig DC- ıhre Ausrichtung N den Prinzıpijen der freiheitlichen Gesell-
stalten chaftsordnung garantıeren
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